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Der IV. Zivilsenat des Bundesgerichtshofes hat 
am 8. März 1978 durch den Vorsitzenden Richter Dr. Grell 
und die Richter Knüfer, Rottmüller9 Dr. Hoegen und Dehner

beschlossen:

Auf die sofortige Beschwerde der Klägerin 
wird der Beschluß des 2. Senats für Familien­
sachen des Schleswig Holsteinischen Oberlan­
desgerichts in Schleswig vom 6. Januar 1978 
insoweit aufgehoben, als darin der Klägerin 
die Wiedereinsetzung in den vorigen Stand ver 
weigert worden ist. Der Klägerin wird gegen 
die Versäumung der Frist zur Einlegung der Be 
rufung gegen das Urteil des Amtsgerichts Lü­
beck vom 25. Oktober 1977 Wiedereinsetzung in 
den vorigen Stand gewährt.

G r ü n d e  :

Mit ihrem am 24. November 1974 bei dem Landge­
richt eingegangenen Schriftsatz vom 23. November 1977 hat 
die Klägerin beantragt, ihr zur Durchführung der Berufung 
gegen das in der seit 25. März 1977 rechtshängigen Unter­
halt ssache der Parteien von dem Amtsgericht Kiel (Allge­
meine Zivilprozeß-Abteilung) am 25. Oktober 1977 erlassene 
und ihr am 4. November 1977 zugestellte Urteil das Armen­
recht zu bewilligen. Das Landgericht hat die Parteivertre­
ter durch Verfügung vom 4. Dezember 1977 - eingegangen am 
8. Dezember 1977 - darauf hingewiesen, daß für die Ent­
scheidung über das Berufungsverfahren das Oberiandesge-



- 3 -

rieht zuständig sei. Daraufhin hat die Klägerin am 15. De­
zember 1977 bei dem Oberlandesgericht Berufung eingelegt 
und gleichzeitig um Wiedereinsetzung in den vorigen Stand 
gegen die Versäumung der Berufungsfrist sowie die Bewilli­
gung des Armenrechts für den Berufungsrechtszug gebeten.

Durch den angefochtenen Beschluß vom 6. Janu­
ar 1978 - der Klägerin zugestellt am 23. Januar 1978 - hat 
das Oberlandesgericht den Wiedereinsetzungsantrag und die 
Bewilligung des Armenrechts abgelehnt und gleichzeitig die 
Berufungen beider Parteien als unzulässig verworfen. Hier­
gegen richtet sich die am 24. Januar bei dem Oberlandesge­
richt eingegangene Beschwerde, mit der die Klägerin bean­
tragt, ihr Wiedereinsetzung wegen Versäumung der Berufungs­
frist zu gewähren.

Das form- und fristgerecht eingelegte Rechtsmit­
tel der Klägerin ist zulässig und begründet.

Das Oberlandesgericht ist zutreffend davon aus­
gegangen, daß es für die Entscheidung über die Berufung zu­
ständig war und die Berufungsfrist hier versäumt war, weil 
die Berufung erst am 15. Dezember 1977 bei ihm einging.
Ihm kann jedoch nicht darin gefolgt werden, daß die Ver­
säumung der Berufungsfrist auf einem schuldhaften Verhal­
ten der Prozeßbevollmächtigten der Klägerin beruhe. Wie 
der Senat in seinem zur Veröffentlichung vorgesehenen Be­
schluß vom 25. Januar 1978 - IV ZB 81/77 - ausgeführt hat, 
kann in Fällen der vorliegenden Art die Einlegung der Be­
rufung bei dem Landgericht einem Rechtsanwalt nicht zum 
Verschulden gereichen, weil die entstandene Unklarheit 
über den Instanzenzug erst durch die genannte und die dar-
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in in Bezug genomtaene Entscheidung des Senats behoben 
werden konnte. Der Klägerin war daher Wiedereinsetzung 
in den vorigen Stand gegen die Versäumung der Berufungs­
frist zu gewähren.

Die Verwerfung der Berufung als unzulässig ist 
damit insoweit gegenstandslos.

Dr. Grell Rottmüller
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